
_I. Einleitung

Im Laufe der letzten Jahrzehnte haben sich die Mög-
lichkeiten der plastischen Chirurgie stetig verbes-
sert. Dies führt dazu, dass auch aufseiten der Pa-
tienten der Wunsch nach einem vermeintlich per-
fekten Operationsergebnis immer mehr in den
Vordergrund rückt. Von den in der Gesellschaft ver-
ankerten Schönheitsidealen geprägt, treten sie
nicht selten mit dezidierten Vorstellungen an die 
behandelnden Ärzte heran. Nichtsdestotrotz sind
der ärztlichen Kunst Grenzen gesetzt: Das Ergebnis 

einer Operation unterliegt zahlreichen Variablen
wie etwa den anatomischen Voraussetzungen des
Patienten und dem Verlauf des biologischen Hei-
lungsprozesses und entzieht sich damit zumindest
teilweise der Einflussnahme des Chirurgen. Wie also
sind Resultate zu beurteilen, die nicht den Vorstel-
lungen des Patienten entsprechen? Das OLG Sach-
sen-Anhalt hatte darüber zu befinden, ob eine
leichte Asymmetrie der Brüste infolge einer wieder-
herstellenden Brustimplantation als Behandlungs-
fehler einzustufen sei (OLG Sachsen-Anhalt, Urteil
vom 16.02.2012 – 1 U 88/11). Maßgeblich ist dabei
zunächst das zugrundeliegende rechtliche Verhält-
nis zwischen Arzt und Patient: Hierbei handelt es
sich nicht um einen Werkvertrag, sondern um einen
als Behandlungsvertrag ausgestalteten Dienstver-
trag. Infolgedessen schuldet der Arzt nicht ein zuvor
vereinbartes Behandlungsergebnis, sondern ledig-
lich die Einhaltung fachärztlicher Standards.

_II. Konsequenzen 
für die ärztliche Praxis

Unter Berücksichtigung des Grundsatzes, dass der
Arzt nicht für die erfolgreiche Wiederherstellung
der Gesundheit, die Linderung eines Leidens oder
gar perfekte Schönheit einstehen kann, können der-
artige Resultate auch nicht Vertragsinhalt sein.1

Dies gilt selbst dann, wenn – wie im zu entscheiden-
den Fall – die Wiederherstellung der ursprünglichen
Optik bzw. Körbchengröße erklärtes Ziel der Opera-
tion ist. Es besteht jedoch ein Anspruch des Patien-
ten auf eine Behandlung lege artis. In Anlehnung an
den Fahrlässigkeitsbegriff des § 276 II BGB2 schuldet
der Arzt die beruflich gebotene Sorgfalt, d. h. die Ein-

Behandlungsfehler oder 
Realisierung eines immanenten 
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Zur Bewertung von Asymmetrien nach wiederherstellenden
Brustimplantationen (vgl. OLG Sachsen-Anhalt, Urteil vom
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haltung der Regeln ärztlicher Kunst.3 Er hat grund-
sätzlich diejenigen Maßnahmen zu ergreifen, die
von einem gewissenhaften und aufmerksamen Arzt
aus berufsfachlicher Sicht seines Fachbereichs er-
wartet werden.4 Der jeweils geltende Fachstandard
richtet sich nach der medizinischen Wissenschaft
sowie deren Anwendung in der Praxis.5 Die Leitlinien
ärztlicher Fachgesellschaften bieten dabei lediglich
erste Anhaltspunkte; sie sind keinesfalls gleichzu-
setzen mit dem geforderten medizinischen Stan-
dard.6 Sie als bloße Informationsquellen zu betrach-
ten wäre ebenso verfehlt, wie ihnen – ungeachtet
sich u. U. widersprechender Vorgaben unterschied-
licher Fachgesellschaften – die Bedeutung einer
Norm oder DIN-Charakter beizumessen.7

Fraglich war in dem durch das OLG Sachsen-Anhalt
zu entscheidenden Fall, ob die eingetretene Seiten-
differenz auf einem Behandlungsfehler beruhte. Ein
solcher liegt in der Verletzung ärztlicher Kunst und
ist – ebenso wie der Aufklärungsfehler – Anknüp-
fungspunkt der Arzthaftung.8 Realisiert sich dage-
gen das dem jeweiligen Eingriff immanente biologi-
sche Risiko, fällt dies – zumindest im Falle einer ord-
nungsgemäßen Aufklärung – nicht in den Verant-
wortungsbereich des Arztes. Die Vielschichtigkeit
medizinischen Handelns bedingt, dass ärztliche Ein-
griffe häufig nicht zu perfekten Ergebnissen führen;
das Vorliegen eines suboptimalen Resultats lässt
daher nicht ohne Weiteres auf einen Behandlungs-
fehler schließen.9 So liegt der Sachverhalt auch bei
der Asymmetrie nach einer wiederherstellenden
Brustimplantation. Leichte Asymmetrien wie im
Sachverhalt der Klägerin sind keine Seltenheit. Sie
treten nahezu immer auf und lassen sich auch durch
das Einsetzen von Implantaten nicht vollständig be-
heben. Mag auch der Wunsch nach Perfektion und
vollständiger Symmetrie aus der Perspektive des Pa-
tienten durchaus nachvollziehbar erscheinen, ist er
doch in medizinischer Hinsicht kaum realisierbar.
Juristisch betrachtet stellt die Asymmetrie daher
keinen Behandlungsfehler dar.
Auch die von der Betroffenen im Verfahren vor dem
OLG Sachsen-Anhalt bemängelte Verwendung ver-
schiedener Inlays vermag daran nichts zu ändern.
Zwar werden in der Regel identische Implantate ein-
gesetzt, doch kann die Verwendung unterschied-
licher Inlays durchaus sinnvoll sein, etwa um beste-
hende Asymmetrien auszugleichen. Dementspre-
chend sah das OLG Sachsen-Anhalt in der intraope-
rativen Entscheidung des Chirurgen für zwei
verschiedene Implantate keinen Behandlungsfeh-
ler, sondern vielmehr eine an den individuellen Vor-
aussetzungen der Patientin orientierte Vorgehens-
weise.
Schließlich ließ sich der Behandlungsfehlervorwurf
auch nicht auf die Implantatwahl stützen. Aus-
schlaggebend für das operative Ergebnis sei – so das
Sachverständigengutachten im konkreten Fall –

nicht die Form des eingesetzten Implantats, sondern
vor allem die Gewebespannung der Patientin.

_III. Fazit

Der Behandlungsvertrag verpflichtet den Arzt nicht
zu einer Erzielung perfekter Ergebnisse; er hat je-
doch den medizinischen Fachstandard einzuhalten.
Besondere Bedeutung kommt darüber hinaus der
ordnungsgemäßen Aufklärung zu: Nur wenn der
 Patient in der Lage ist, Risiken und Chancen einer
Operation realistisch einzuschätzen, kann er in die
Behandlung einwilligen. Eine unter falschen Vor-
aussetzungen erteilte Patienteneinwilligung leidet
an einem Aufklärungsfehler und ist unwirksam.10 Es
gilt, sich ein möglichst genaues Bild von den Wün-
schen des Patienten zu machen und ihm bereits im
Vorfeld der Behandlung illusorische Vorstellungen
von der Umsetzbarkeit des gewünschten Resultats
zu nehmen. Damit ergibt sich ein Bereich, innerhalb
dessen die Arzthaftung grundsätzlich entfällt: Der
Arzt muss dann nicht für Abweichungen vom ange-
strebten Behandlungsergebnis einstehen, soweit
einerseits der medizinische Fachstandard, anderer-
seits das Selbstbestimmungsrecht des Patienten 
gewahrt ist._
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